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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Dritten Richtlinie des Rates über die anderen Verbrauchsteuern 
auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß der Richtlinie des Rates vom 19. Dezember 
1972 ^) über die anderen Verbrauchsteuern auf Ta- 
bakwaren als die Umsatzsteuer muß der Rat bis 
spätestens 30. Juni 1974 eine Richtlinie zur Fest- 
legung der besonderen Kriterien erlassen, die nach 
der ersten Stufe anzuwenden sind, welche vorbehalt- 
lich des Artikels 1 Absatz 4 einen Zeitraum von 24 
Monaten nach dem 1. Juli 1973 umfaßt. 

Nach Artikel 1 Absatz 4 der vorgenannten Richt- 
linie kann der Übergang von einer Harmonisierungs- 
stufe zur folgenden verschoben werden. 

Die Festlegung der während der folgenden Stufe 
oder während der folgenden Stufen anzuwendenden 
besonderen Kriterien setzt aus technischen Gründen 
voraus, daß der Rat gemäß Artikel 3 Absatz 2 der 
vorgenannten Richtlinie auf Vorschlag der Kommis- 
sion die für die Bestimmungen und Einordnung der 
Tabakwaren notwendigen Vorschriften erläßt. 


Diese Vorschriften sind derzeit Gegenstand eines 
Vorschlages der Kommission. 

Die während der folgenden Stufe oder während 
der folgenden Stufen anzuwendenden besonderen 
Kriterien machen eine ergänzende Prüfung der Lage 
auf dem Tabakwarenmarkt der erweiterten Gemein- 
schaft notwendig. 

Daher ist eine Verlängerung der ersten Stufe um 
zwölf Monate erforderlich — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie des Rates vom 

19. Dezember 1972 wird wie folgt geändert: 

„1. Vorbehaltlich des Artikels 1 Absatz 4 umfaßt 
die erste Stufe der Harmonisierung der Struktu- 
ren der Verbrauchsteuern auf Tabakwaren einen 
Zeitraum von 36 Monaten, gerechnet ab 1. Juli 
1973." 


Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 303 
vom 31. Dezember 1972, S. 1/3 
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Begründung 


Sachlage 

Die Mitgliedstaaten mußten sich spätestens am 1. Juli 
1973 der Richtlinie des Rates vom 19. Dezember 
1972 2) über die anderen Verbrauchsteuern auf Ta- 
bakwaren als die Umsatzsteuer anpassen. Neben 
sehr allgemeinen Grundsätzen, die auf die Struktu- 
ren der Verbrauchsteuer anzuwenden sind, der die 
Tabakwaren in den Mitgliedstaaten unterliegen, leg- 
te die Richtlinie die Einzelvorschriften für die erste 
Harmonisierungsstufe fest, die den Zeitraum vom 
1. Juli 1973 bis zum 30. Juni 1975 umfaßt. Diese Ein- 
zelvorschriften legen ausschließlich für Zigaretten 
den Fächer der möglichen Verhältnisse zwischen dem 
proportionalen Teilbetrag und dem spezifischen 
Teilbetrag innerhalb des vorgeschriebenen Systems 
der gemischten Verbrauchsteuer fest. Unter anderem 
ist vorgesehen, daß der Betrag der spezifischen Ver- 
brauchsteuer weder niedriger als 5 v. H. noch höher 
als 75 V. H. des Gesamtbetrages aus proportionaler 
und spezifischer Verbrauchsteuer sein darf. Für an- 
dere Erzeugnisse als Zigaretten wurde die Ver- 
brauchsteuerstruktur in der Richtlinie nicht festge- 
legt. 

Mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs und 
Irlands, die das Inkrafttreten der zur Anpassung an 
die Richtlinie erforderlichen Bestimmungen bis zum 
31. Dezember 1977 aufschieben können, übernahmen 
alle Mitgliedstaaten die Bestimmungen der Richtlinie 
in ihre nationale Rechtsordnung. Bei den Zigaretten 
läßt sich die Lage wie folgt schematisch darstellen: 

5 V. H. der Gesamtverbrauchsteuer 
werden durch einen spezifischen 
Betrag je Zigarette gebildet 

95 v. H. der Gesamtverbrauchsteuer 
ergeben sich aus einem ad valorem- 
Satz, der auf den Kleinverkaufs- 
preis anzuwenden ist. 

75 V. H. der Gesamtverbrauchsteuer 
werden durch einen spezifischen 
Betrag je Zigarette gebildet 

25 V. H. der Gesamtverbrauchsteuer 
ergeben sich aus einem ad valo- 
rem-Satz, der auf den Kleinver- 
; kaufspreis anzuwenden ist. 


i lOO V. H. der Verbrauchsteuer ha- 
ben spezifischen Charakter (auf- 
grund einer bis zum 31. Dezember 
1977 zugestandenen Abweichung). 


Überlegungen 

Im Hinblick auf die Fortsetzung der Harmonisierung 
nach dem 30. Juni 1975 sieht die vorgenannte Richt- 
linie (Artikel 1 Absätze 3 und 4 in Verbindung mit 
Artikel 7 Absatz 1) vor, daß der Rat bis späte- 
stens 1. Juli 1975 auf der Grundlage der Artikel 99 
und 100 des Vertrages einer Richtlinie erläßt, 
in der die während der folgenden Stufe oder 
während der folgenden Stufen anzuwendenden be- 
sonderen Kriterien festgelegt werden. Diese Krite- 
rien mußten spätestens am 1. Juli 1975 in Kraft tre- 
ten. 

Bei der Verbrauchsteuer auf Zigaretten wird es 
hauptsächlich darum gehen, einen weniger breiten 
Fächer anzulegen, als in Artikel 8 Absatz 2 der 
Richtlinie vom 19. Dezember 1972 für die Verhält- 
nisse zwischen dem spezifischen Teilbetrag und dem 
proportionalen Teilbetrag der Verbrauchsteuer vor- 
gesehen ist. In der Endstufe der Harmonisierung der 
Strukturen muß dieses Verhältnis nämlich in allen 
Mitgliedstaaten gleich sein. 

Eine andere Lösung könnte in der Abschaffung der 
Zwischenstufen zwischen der Struktur der Richtlinie 
vom 19. Dezember 1972 und dem Zeitpunkt der An- 
wendung der endgültigen Struktur bestehen, sofern 
sich die Mitgliedstaaten vorher über diese endgül- 
tige Struktur einigen. 

Bei der Verbrauchsteuer auf die übrigen Tabakwaren 
geht es noch darum, die eigentliche Struktur der Ver- 
brauchsteuer zu bestimmen. 

Bei den Vorarbeiten der Kommission zeigte sich, daß 
es vor der Vorlage von Vorschlägen für die weitere 
Harmonisierung der Strukturen der Verbrauchsteuer 
aus technischen Gründen nötig war, dem Rat zu- 


-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 303 
vom 31. Dezember 1972, S. 1/3 
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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. April 1974 - 1/4 - 680 70 ~ E - Ta 15/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27, März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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nächst einen Richtlinienvorschlag zur Definition der 
einzelnen Gruppen von Tabakwaren zu unterbreiten. 
Dieser Richtlinienvorschlag mit dem Titel „Zweite 
Richtlinie des Rates über die anderen Verbrauch- 
steuern auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer" stützt 
sich ebenfalls auf die Richtlinie des Rates vom 19, 
Dezember 1972. 

Bei den Vorarbeiten zeigte sich ferner, daß die Mei- 
nungen hinsichtlich der Struktur der Verbrauchsteuer 
auf Zigaretten sehr weit auseinandergehen, vor 
allem soweit es die Festlegung eines engeren Fächers 
der Verhältnisse zwischen dem spezifischen Teilbe- 
trag und dem ad valorem-Teilbetrag der Verbrauch- 
steuer betrifft, da diese Verhältnisse in Richtung auf 
ein einheitliches Verhältnis tendieren müssen, das 
noch nicht festgelegt ist. 

Als Folge des Verfahrens zur Berechnung des ad 
valorem-Teilbetrags der Verbrauchsteuer, der Mehr- 
wertsteuer und des Geschäftsgewinns nach Maßgabe 
des Kleinverkaufspreises kann sogar ein leichter 
Unterschied zwischen diesen Teilbeträgen des Selbst- 
kostenpreises aufgrund der multiplikativen Wirkung 
dieser Teilbeträge zu einem nicht unerheblichen 
Unterschied in den Kleinverkaufspreisen führen. 

Auch die Verschärfung der Unterschiede in den 
Marktbedingungen als Folge der Erweiterung der 
Gemeinschaft erschwerte die Festlegung befriedigen- 
der Kriterien für die weitere Harmonisierung der 
Steuern auf Tabakwaren. Dies macht es erforderlich, 
vor der Unterbreitung von Vorschlägen eine ergän- 
zende Prüfung vorzunehmen. Deshalb hält es die 
Kommission für wünschenswert und für erforderlich, 
daß die erste Harmonisierungsstufe um ein Jahr 
- d. h. bis zum 30. Juni 1976 - verlängert wird. 
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